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Einführung: Anliegen der Arbeit
und Gang der Untersuchung

I. Anliegen der Arbeit

Fast genau drei Jahre nach Veröffentlichung des Bundesverfassungsgerichts-
urteils zum Vertrag von Lissabon, das wohl ohne Übertreibung – zumindest aus
staatsrechtlicher Sicht – als eines der wichtigsten und wegweisendsten Karlsruher
Urteile des letzten Jahrzehnts bezeichnet werden kann, bieten dessen Inhalte
mehr denn je Anlass zur kontroversen Diskussion unter Staats- und Europarecht-
lern. Dies indiziert nicht zuletzt die Vielzahl der erschienenen Publikationen zu
dem Richterspruch. Obwohl das Urteil scheinbar umfassende Antworten auf
viele gestellte (und nicht oder nicht so gestellte1) Fragen geliefert hat, wurden
gleichzeitig neue Fragen aufgeworfen und alte, spätestens seit der letzten rich-
tungsweisenden integrationsbezogenen Entscheidung des Zweiten Senats zum
Vertrag von Maastricht aus dem Jahr 19932 in der Staatsrechtswissenschaft
schwelende „Diskussionsherde“ neu entfacht.

Der Hauptzweig dieser Diskussionsmaterie besteht auch nach Veröffentlichung
des Urteils in der Frage, zu deren Klärung das Karlsruher Verdikt hätte führen
sollen: jene nach den konkreten rechtlichen Rahmenbedingungen für eine Wei-
terführung europäischer Integration der Bundesrepublik Deutschland. Kann diese
auf Grundlage des Grundgesetzes unternommen werden oder – und dieser Ge-
danke führt zwangsläufig in medias res – bedarf es mangels weiterer durch das
derzeitige Grundgesetz zugelassener Integrationsmöglichkeiten der Basis einer
wie auch immer gearteten und zu schaffenden Nachfolgeverfassung? Letztere

1 Vgl. dazu den lakonischen Sarkasmus der Verfassungsrichterin G. Lübbe-Wolff in
der abweichenden Meinung zu BVerfGE 112, 1 (44) – Bodenreform III: „Der Senat
antwortet auf Fragen, die der Fall nicht aufwirft, mit Verfassungsgrundsätzen, die das
Grundgesetz nicht enthält“.

2 BVerfGE 89, 155 – Maastricht; eine anschauliche Darstellung des „zentralen Ein-
schnitt[s] für das Staatsrecht“, den dieses Urteil damals herbeigeführt hatte, und wel-
cher sich an der kaum überschaubaren Anzahl der Anmerkungen und Besprechungen
sowie der sich anschließenden Debatte dazu widerspiegelte, findet sich bei A. K. Man-
gold, Gemeinschaftsrecht und deutsches Recht. Die Europäisierung der deutschen
Rechtsordnung in historisch-empirischer Sicht, 2011, S. 241 f.; H. Steinberger, Die
Europäische Union im Lichte der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom
12. Oktober 1993, in: Ulrich Beyerlin u. a. (Hrsg.), Recht zwischen Umbruch und Be-
wahrung – Völkerrecht, Europarecht, Staatsrecht. Festschrift für Rudolf Bernhardt,
1995, S. 1313 (1316 ff.) sieht im Maastricht-Urteil sogar den Anlass einer staatsrecht-
lichen Grundsatzdiskussion über die europäische Integration.



Entwicklungsalternative verbände die Frage nach dem konkreten Verlauf der
Grenzlinie zwischen legitimer und verfassungswidriger Kompetenzabgabe mit
der nicht weniger kontrovers diskutierten Frage nach der Zulässigkeit, Ausgestal-
tung und Notwendigkeit einer Verfassungneugebung durch das deutsche Volk.
Die Thematik einer das Grundgesetz ablösenden Verfassung stand seit Vollen-
dung der deutschen Wiedervereinigung eher in zweiter Reihe. Als ein Indiz für
die erneute unbedingte Aktualität dieser Frage ist jedoch die Tatsache zu werten,
dass jüngst Verfassungsbeschwerden angekündigt wurden, um ein in Deutschland
nicht geplantes Referendum über den Europäischen Stabilitätsmechanismus
(ESM) und den Fiskalpakt notfalls gerichtlich zu erzwingen3. Die mit der Euro-
Rettung einhergehenden weitreichenden und demokratischer Herrschaft entzoge-
nen Befugniszuwächse der Unionsorgane führten nach Ansicht der Beschwerde-
führer zu einer währungspolitischen Annäherung der Europäischen Union an ei-
nen Bundesstaat, die nicht auf Grundlage des Grundgesetzes erfolgen könne,
sondern der Entscheidung des deutschen Volks als Souverän vorbehalten sei4.

Die naturgemäß bestehende Politikaffinität dieser staatsrechtlichen Inhalte er-
klärt zugleich die Vielzahl mitunter durch verfassungsrechtliche Vorverständnisse
geprägter oder (partei)politisch gefärbter Beiträge zu diesem Thema. Die vorlie-
gende Untersuchung konzentriert sich vor dem Hintergrund der derzeitigen poli-
tischen Diskussionen um die (unsichere) Zukunft der Europäischen Union auf die
vom Bundesverfassungsgericht im Lissabon-Urteil aktualisierten verfassungs-
rechtlichen Integrationsmöglichkeiten und -grenzen. Sie tut dies primär im Hin-
blick auf die in der Gerichtsentscheidung eher schemenhaft angedeutete Mög-
lichkeit und Notwendigkeit einer Überwindung der Integrationshürden zugunsten
weiterer Intensivierung des europäischen Einigungsprozesses. Angesichts dieser
aus der Koexistenz von verbindlichem Integrationsauftrag und unüberwindbaren
Integrationsgrenzen resultierenden Zwickmühle aus Demokratiedefizit der Euro-
päischen Union und grundgesetzlichem Verbot der Staatswerdung der Europäi-
schen Union stellt sich die Frage nach einem Ausgang aus diesem Dilemma
mehr denn je. Für letzteren Schritt soll das Verfahren einer Ablösung des Bonner
Grundgesetzes im Wege einer Volksabstimmung gemäß Art. 146 GG beleuchtet
werden. Die Ausgangsfragen der Untersuchung lauten daher: Welche Integrations-
grenzen beinhaltet das Grundgesetz? Ist ein weiterer Fortgang der Integration der
Bundesrepublik Deutschland in die Europäische Union über die Gestalt hinaus,
welche sie nach dem Vertrag von Lissabon erreicht hat, auf Grundlage des
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3 So die jüngsten Äußerungen des Leipziger Staatsrechtlers C. Degenhart und der
früheren Bundesministerin der Justiz H. Däubler-Gmelin; vgl. auch das zugehörige
„Memorandum zur geplanten Verfassungsbeschwerde gegen ESM-Vertrag und Fiskal-
vertrag“ der Organisation Mehr Demokratie e.V., (abrufbar unter http:/ /www.ver
fassungsbeschwerde.eu) sowie die Reaktion des Bundespräsidenten J. Gauck, in: SZ v.
17.4.2012 („Gauck erwartet Ja aus Karlsruhe zum Rettungsschirm“).

4 So das Memorandum (Fn. 3), S. 6.



Grundgesetzes zulässig oder ist dafür eine Verfassungneugebung erforderlich?
Falls die zweite Alternative einschlägig ist, bietet der Schlussartikel 146 GG für
das Ablöseverfahren eine geeignete und zulässige Möglichkeit?

II. Gang der Untersuchung

Zunächst soll eine Bestandsaufnahme des Widerspruchs zwischen grundsätzli-
cher Integrationsoffenheit und den weitreichenden Integrationsgrenzen des Grund-
gesetzes erfolgen. Als Ausgangspunkt werden hier die Lissabon-Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts und deren vielstimmiges wissenschaftliches Echo
gewählt, wobei anhand der maßgeblichen europabezogenen Bestimmungen des
Grundgesetzes die Möglichkeiten und Grenzen der Integration der Bundesrepu-
blik Deutschland in die Europäische Union näher aufgezeigt werden.

Abschließend folgt ein (bewusst) kurzer Ausblick darauf, wie sich der Integra-
tionsprozess angesichts der vom Bundesverfassungsgericht in der Lissabon-Ent-
scheidung festgestellten Grenzen weiter entwickeln könnte, bevor im zweiten Ka-
pitel die vom Bundesverfassungsgericht hergeleitete Argumentation bezüglich
der Notwendigkeit einer Verfassungneugebung zur Ermöglichung der Gründung
eines europäischen Bundesstaats beleuchtet und die Alternative einer Verfas-
sungneugebung gemäß Art. 146 GG im Rahmen der europäischen Integration
aufgezeigt und diskutiert wird. Nach Betrachtung des geschichtlichen Hinter-
grunds von Art. 146 GG und dessen Vorgängervorschrift des Art. 146 GG a. F. –
insbesondere während der Zeit der deutschen Wiedervereinigung – soll neben der
Untersuchung des grundsätzlichen „Ob“ der Anwendung dieser Schlussvorschrift
des Grundgesetzes auch ein kleiner Ausblick auf das „Wie“ dieses vergleichs-
weise ungewöhnlichen verfassungsrechtlichen Ablösevorbehalts gewagt werden.
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